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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 7. Dezember 1949 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich 

den Entwurf eines Gesetzes 
zur Erstreckung und zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Fachstellengesetzes und 
der Fachsteilengebührenordnung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1 ). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 23 . November 1949 nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Dr. Adenauer 


Druck; Bonner Universita ts-Ruchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden. Nietzschestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erstreckung und zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Fachstellengesetzes und 
der Fadistellengebührenordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
über die Errichtung von Fachstellen im Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft vom 6. Mai 1949 (WiGBl S. 73) und die Gebührenordnung 
der Fachstellen im Bereich der gewerblichen Wirtschaft (Fach- 
sfellengebührenordnung) vom 24. Juni 1949 (Öffentlicher Anzeiger 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet Nr. 51 vom 29. Juni 1949) wer- 
den in den Ländern Baden, Rheinland-Pfalz und Württemberg- 
Hohenzollern sowie in dem bayerischen Kreis Lindau in Kraft ge- 
setzt. Ihre Geltungsdauer wird bis zum 31. März 1950 verlängert. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1950 in Kraft. 
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Begründung 


Das Gesetz über die Errichtung der Fachstellen im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft vom 6. Mai 1949 (Fachstellengesetz) sieht 
die Errichtung von Fachstellen durch den Direktor der Verwaltung 
für Wirtschaft, jetzt Bundesminister für Wirtschaft (Minister) als 
nachgeordnete Dienststellen für folgende Aufgaben vor: 

1. Zuteilung der in § 2 Absatz 1 der Ersten Durchführungsverord- 
nung zum Bewirtschaftungsnotgesetz in der Fassung der Än- 
derungsverordnung vom 1. Juli 1948 (WiG31. S. 64) genann- 
ten Waren, 

2. Bearbeitung von Einfuhr-Angelegenheiten. 

Den Fachstellen sind Beiräte beigeordnet, die aus Vertretern der 
beteiligten Wirtschaftsstufen und der Gewerkschaften gebildet sind. 
Die Beiräte wirken in der Weise mit, daß der Minister entscheidet, 
wenn die von den Fachstellen beabsichtigten Maßnahmen und Ent- 
scheidungen nicht von der Mehrheit des Beirates gebilligt werden. 
Das Gleiche gilt bei einem ausdrücklichen Einspruch sämtlicher an 
der Abstimmung beteiligten Vertreter einer der im Beirat ver- 
tretenen Gruppen gegen einen Mehrheitsbeschluß des Beirates (Min- 
derheitenschutz). Die personellen Kosten der Fachstellen werden 
durch den Haushalt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes getragen 
(Einzelplan VI a), die sächlichen Ausgaben einschließlich der Kosten 
der Beiräte werden aus Gebühren der Wirtschaft gedeckt. In der 
Ersten Durchführungsverordnung vom 30. Mai 1949 (WiGBl.S. 85) 
sind 16 Fachstellen errichtet und im Einvernehmen mit den Landes- 
wirtschaftsverwaltungen Bestimmungen über die Arbeitsweise der 
Fachstellen getroffen. Die Zweite Durchführungsverordnung vom 
gleichen Tage (WiGBl. S. 86) behandelt in Ausführung des § 3 
Absatz 3 des Fachstellengesetzes die Aufwandsentschädigungen der 
Beiratsmitglieder. Die Fachsteilengebührenordnung vom 24. Juni 
1949 (Öffentlicher Anzeiger Nr. 51 vom 29. Juni 1949) regelt die 
Gebührenerhebung, die Gebührensätze sind in der Ersten und 
Zweiten Bekanntmachung vom 12. Juli und 1. September 1949 
(Öffentlicher Anzeiger Nr. 58 vom 16. Juli, Nr. 59 vom 19. Juli imd 
Nr. 79 vom 3. September 1949) festgelegt. 

§ 9 des Fachstellengesetzes bestimmt, daß das Gesetz mit dem 
gleichen Zeitpunkt wie das Bewirtschaftungsnotgesetz am 31. De- 
zember 1949 außer Kraft tritt. Durch einen dem Bundesrat vorlie- 
genden Gesetzentwurf soll die Geltungsdauer des Bewirtschaftungs- 
notgesetzes bis zum 30. September 1950 verlängert werden. Auch für 
das Fachsteiiengeselz ist eine kuizfristige Verlängerung, jedocli nur 
bis zum 31. März 1950, notwendig. 

Der auf dem gewerblichen Sektor durchgeführte Abbau der 
zwangswirtschaftlichen Vorschriften hat die Verbraucher vollständig 
und die Wirtschaft weitgehend von verwaltungsmäßigen Herstel- 
lungs-, Lieferungs-, Bezugs- und Verwendungsbeschränkungen be- 
freit. Doch müssen aus zum Teil außerhalb des Fachgebietes liegen- 
den Gründen für gewisse Güter vorläufig noch Bewirtschaftungs- 
vorschriften aufrechterhalten bleiben (z. B. für Edelmetalle, Wälz- 
lager, Mineralöle, teilweise für chemische Grundstoffe). Audi fach- 
statistische Erhebungen (§ 6 Satz 2 des Fachstellengesetzes), deren 
Auswertung als Grundlage für die Verhandlungen im Rahmen des 
Marshali-Plans und die eigenen wirtschaftspolitischen Entschei- 
dungen zur Ergänzung der allgemeinen Industriestatistik unentbehr- 
lich ist, sind erforderlich. 

Auf dem Gebiet der Einfuhr obliegt den Fachstellen nach Maß- 
gabe der weitergeltenden Bestimmungen der JEIA-Anweisung 
Nr. 29 die Vorbereitung der Verfahrensvorschläge für den deutschen 
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Einfuhr- Ausschuß sowie die gutachtliche Stellungnahme zum Auf- 
bau der Einfuhr-Programme im Rahmen der in den Handels- 
verträgen und im ERP enthaltenen Bestimmungen. Die Fachstellen 
haben ferner bei der Durchführung der Einfuhren im kontrollierten 
Verfahren die Zuteilungen an die Einführer vorzunehmen und die 
Einhaltung der für die ECA-Einfuhren geltenden Sonderbestim- 
mungen zu überwachen sowie im Reihenfolgeverfahren die Aus- 
schreibungsvorschläge vorzubereiten, die noch zu lenkenden Ein- 
fuhren für den Re-Export zu erfassen und die von den Außen- 
handelsbanken erteilten Devisengenehmigungen nach fachlichen 
Gesichtspunkten statistisch aufzubereiten. Letzteres ist für die Ein- 
fuhr-Kontrolle beim liberalisierten Handel von besonderer Wichtig- 
keit. Für den Einfuhr-Ausschuß sind diese Einfuhrbewilligungs- 
statistiken die Grundlage für seine Entscheidungen über die künf- 
tigen Devisenausgaben. 

Im Interzonenhandel haben die Fachstellen zur Durchführung des 
Interzonenabkommens vom 8. Oktober 1949 die Einhaltung der 
Wertkontingente und der Bestimmungen über die Vorbehaltslisten 
gemeinsam mit den Landeswirtschaftsverwaltungen zu kontrollieren 
und die Warenbegleitscheine und Zahlungsgenehmigungen fach- 
statistisch zu bearbeiten. 

Auch die ,, Empfehlungen des Organisationsausschusses der Mi- 
nisterpräsidenten-Konferenz über den Aufbau der Bundesorgane“ 
(Abschnitt: Bundesministerium für Wirtschaft S. 9) gehen von einem 
vorläufigen Fortbestand der Fachstellenorganisation aus, um die 
verbliebenen hoheitlichen, aber nicht ministerialmäßig zu erledigen- 
den Arbeiten weiterzuführen. Der Empfehlung zur Einschränkung 
des Umfangs der Organisation wird dadurch Rechnung getragen 
werden, daß die in der Ersten Durchführungsverordnung errichteten 
16 Fachstellen in ihrer Zahl auf ungefähr die Hälfte verringert und 
die Personalkosten erheblich vermindert werden. 

Es ist beabsichtigt, nach Prüfung mit den Landeswirtschaftsver- 
waltungen und Anhören der Vertreter der beteiligten Wirtschafts- 
kreise und Gewerkschaften die künftige Organisationsform zur 
Durchführung dieser Aufgaben in Kürze gesetzlich zu regeln. Soweit 
eine Bewirtschaftung für einige Güter noch aufrecht erhalten blei- 
ben muß (siehe oben), sollen diese restlichen Aufgaben künftig durch 
die ministeriellen Referate erledigt' werden. Auch die Bearbeitung 
der Einfuhr-Angelegenheiten soll erheblich vereinfacht werden. 
Daher ist eine Verlängerung der Geltungsdauer des Fachstellen- 
gesetzes nur für eine kurze Übergangszeit bis zum 31. März 1950 
vorgesehen. Gleichzeitig soll der Geltungsbereich auf die Länder 
Baden, Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern sowie den 
bayerischen Kreis Lindau im Interesse der Wirtschaftseinheit im 
Bundesgebiet erstreckt werden, sofern das Fachstellengesetz nicht 
inzwischen bereits auf Grund des Artikel 127 des Grundgesetzes 
in Kraft gesetzt ist. 

Da in Anwendung des § 7 Absatz 2 Satz 3 des Fachstellengesetzes 
in Verbindung mit Artikel 129 Absatz 1 des Grundgesetzes der 
Minister zum Erlaß der Gebührenordnung der Zustimmung des 
Bundestags bedarf, ist, um eine nochmalige Befassung des Bundes- 
tags mit dieser Angelegenheit zu vermeiden, die Erstreckung und 
Verlängerung der Fachstellengebührenordnung in die gesetzliche 
Vorlage aufgenommen worden. Dagegen sollen die Durchführungs- 
verordnungen und Bekanntmachungen über die Gebührensätze, die 
gemäß § 8 des Fachstellengesetzes und § 3 der Fachstellengebühren- 
ordnung vom Minister nach Anhören der Landeswirtschaftsverwal- 
tungen erlassen werden, neu gefaßt werden, um die Zahl der Fach- 
stellen zu verringern und das Gebührenaufkommen durch Herab- 
setzung einer Anzahl von Gebührensätzen (z. B. für die Fachstellen 
Textilwirtschaft und Eisen- und Metallverarbeitung) den veränder- 
ten Verhältnissen anzupassen. 
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Anlage 2 


Abschrift 


Deutscher Bundesrat 
Sekretariat 


Bonn, den 24. riovember 1949 


W 12 — 33 (1) 
Lfd. Nr. 213 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


üonn/Rheiri 

Koblenzer Str. 150 — 160 

Betr.: Vorlage der Bundesregierung betreffend den Entwurf eines 
Gesetzes zur Erstreckung und zur Verlängerung der Gel- 
tungsdauer des Fachstellengesetzes und der Fachstellen- 
gebührenordnung. 

Zum Schreiben vom 9. November 1949 BK 302/49. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 8. Sitzung am 23. November 
1949 beschlossen, der ihm gemäß Artikel 76 Absatz 2 Grundgesetz 
von der Bundesregierung am 9. November 1949 zugestellten Vor- 
lage betreffend den Entwurf eines 

Gesetzes zur Erstreckung und zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer des Fachstellengesetzes und der Fachstellengebühren- 
ordnung 

mit der Maßgabe zuzustimmen, daß 

§ 1 Absatz 1 Ziffer 1 des Fachstellengesetzes vom 6. Mai 1949 
— WiGBl. S. 73 — gestrichen wird. 

Darüber hinaus gibt der Deutsche Bundesrat die Anregung, in § 1 
Absatz 1 Ziffer 2 des Fachstellengesetzes außer der Bearbeitung 
von Einfuhr-Angelegenheiten auch die Bearbeitung von Interzonen- 
handels-Angelegenheiten mit zum Ausdruck zu bringen. 


Für den Präsidenten 
des Deutschen Bundesrates 
Kopf 


f) 



Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zur Entschließung des Bundesrats 


Die Bundesregierung tritt der Empfehlung des Bundesrats, in 
§ 1 Absatz 1 Ziffer 2 des Fachstellengesetzes die Bearbeitung von 
Angelegenheiten des Interzonenhandels aufzunehmen, bei. 

Der vom Bundesrat empfohlenen Streichung des § 1 Absatz 1 
Ziffer 1 des Fachstellengesetzes kann die Bundesregierung dagegen 
nicht zustimmen. Es ist zweckmäßig, daß für die Übergangszeit bis 
zum 31. März 1950 die restlichen Bewirtschaftungsaufgaben hoch 
von den Fachstellen durchgeführt werden. Dies gilt insbesondere 
auch für die im Bereich der Fachstelle I Stahl und Eisen wahr- 
zunehmenden Aufgaben. Die Übernahme dieser Aufgaben in das 
Bundesministerium für Wirtschaft würde eine vorübergehende per- 
sonelle Verstärkung der Referate notwendig machen, die vermieden 
werden muß. 
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